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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 28.11.2014
MARLENE GERBER

Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Ende November prasentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Férderung der Kultur
fur die nachste Kreditperiode (Kulturbotschaft 2016-2020). Im Vergleich zur ersten
Kulturbotschaft 2012-20156 wurde die Kreditperiode, wie bereits in der Vernehmlassung
angeklndigt, aufgrund besserer Abstimmung mit anderen mehrjahrigen
Finanzierungsbeschlissen um ein Jahr verlangert. Aufgrund verschiedener
Entwicklungen der Moderne, namentlich der Globalisierung, Digitalisierung und
Urbanisierung, sieht sich der Bundesrat veranlasst, im Sinne einer "Nationalen
Kulturpolitik" die Zusammenarbeit zwischen allen Staatsebenen zu verstarken, um
diesen Herausforderungen geschlossen entgegenzutreten. Da der Begriff der
"Nationalen Kulturpolitik" bei vielen Vernehmlassern, insbesondere bei den Kantonen,
auf foderal motivierte Bedenken stiess, konkretisierte der Bundesrat in der definitiven
Botschaft die "Nationale Kulturpolitik" als von allen Staatsebenen in Zusammenarbeit
getragene Aufgabe, wobei die Kulturhoheit der Kantone jedoch gewahrt werden soll.
Der Bundesrat plant, seine Fordermassnahmen auf den drei Handlungsachsen
"Kulturelle Teilhabe", "Gesellschaftlicher Zusammenhalt" und "Kreation und Innovation"
auszurichten.

Bei der ersten Handlungsachse will der Bundesrat die Teilhabe von Personen
verschiedenster Kulturen am kulturellen Leben férdern sowie die musikalische Bildung
verstarken, was aufgrund der Annahme des direkten Gegenentwurfs zur
zurtickgezogenen Volksinitiative "jugend+musik" einem Bedurfnis der Bevdlkerung
entspricht. In diesem Zusammenhang soll das neue Programm "Jugend und Musik" ins
Leben gerufen werden, welches analog dem Programm "Jugend und Sport" ausgestaltet
sein soll. Weiter gedenkt der Bund, seine Leseférderung auszubauen, was neu auch die
Unterstitzung von Einzelvorhaben, wie etwa die Organisation von Lesetagen,
ermoglichen soll. Zu guter Letzt soll die Bundeskunstsammlung online und digital
zuganglich gemacht werden, obwohl die Idee einer "Virtuellen Nationalgalerie" in der
Vernehmlassung bei vielen Kantonen auf Kritik gestossen war.

Betreffend "Gesellschaftlichem Zusammenhalt" liegt ein Schwerpunkt auf Massnahmen
zur Unterstutzung der sprachlichen Vielfalt, was unter anderem durch Férderung der
dritten Landessprache ausserhalb der italienischsprachigen Schweiz sowie generell
durch verstarkten schulischen Austausch zwischen den Sprachregionen erreicht
werden soll. Ausserdem sollen die Lebensbedingungen von Schweizer Fahrenden und
Angehdrigen der jenischen Bevdlkerung als kulturelle Minderheit weiterhin verbessert
werden. Bereits durch die Kulturbotschaft 2012-2015 bemachtigt, unterstitzte der
Bundesrat die "Radgenossenschaft der Landstrasse" und die Stiftung "Zukunft fir
Schweizer Fahrende", was jedoch nicht sonderlich zur Verbesserung der Lage
beigetragen hatte. Obwohl die Zahl der Standplatze in der betreffenden Periode von 11
auf 15 angestiegen war, nahm die Zahl der Durchgangsplatze von 51 auf 45 ab. Daruber
hinaus verknappt sich die Raumsituation aufgrund kirzlich erfolgter Zunahme
auslandischer Durchreisender, namentlich Angehoérigen der Sinti und Roma. Auch die
Européische Kommission gegen Rassismus (ECRI) zeigte sich besorgt Uber die
ausbleibenden Verbesserungen und empfahl in ihrem Bericht vom September 2014, die
Raumsituation moglichst rasch zu verbessern und etwas gegen die in der Bevélkerung
herrschende Intoleranz und Ablehnung gegenliber Fahrenden und Jenischen zu
unternehmen. Im Rahmen der neuen Kulturbotschaft will der Bundesrat in diesen
Bereichen aktiv werden.

Um kulturelle "Kreation und Innovation" zu férdern, sieht der Bundesrat verschiedene
Massnahmen vor. Eine der Massnahmen umfasst die Schaffung von finanziellen
Anreizen, damit Schweizer Filme und Koproduktionen mit dem Ausland vermehrt in der
Schweiz realisiert werden kénnen. Hierzu soll das Programm "Filmstandort Schweiz"
(FiSS) geschaffen werden.

Die beantragten finanziellen Mittel fur die gesamte Kreditperiode belaufen sich auf CHF
1,12 Mrd., womit der Betrag die vorgesehenen Mittel in der Finanzplanung des Bundes
um 6,2% oder CHF 65,1 Mio. Ubersteigt. Der jahrliche Betrag ist somit auch um
durchschnittlich 3,4% hoéher als der wéhrend der Kulturbotschaft 2012-2015
gesprochene. Hier unternahm der Bundesrat trotz gewichtiger Kritik von Seiten der
Economiesuisse, des SGV sowie der beiden burgerlichen Parteien FDP und SVP keine
Anderungen im Vergleich zur Vernehmlassungsvorlage. '
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 25.02.2020
MELIKE GOKCE

Ende Mai 2019 schickte der Bundesrat den Entwurf zur Férderung der Kultur in den
Jahren 2021-2024 (Kulturbotschaft 2021-2024) in die Vernehmlassung. Bis zur
Vernehmlassungsfrist am 20. September 2019 gingen insgesamt 305 Stellungnahmen
ein, die sechs Kernthemen fokussierten: die Umsetzung der Kulturbotschaft
2016-2020, die Handlungsachsen der Kulturpolitik des Bundes, die Weiterentwicklung
von (bestehenden) Massnahmen, die Revision des Filmgesetzes und die Finanzmittel zur
Umsetzung der Kulturbotschaft 2021-2024.

Die Umsetzung der Kulturbotschaft 2016-2020 wurde in einer deutlichen Mehrheit der
Stellungnahmen - wobei sich viele Rickmeldungen erst gar nicht zu diesem Punkt
ausserten - positiv bewertet, auch wenn einige Teilnehmende Kritik an der durch
finanzielle Kdrzungen und das Stabilisierungsprogramm erschwerten Umsetzung
einzelner Massnahmen Ubten. Die wenigen Stellungnahmen mit grosseren Vorbehalten
machten insbesondere geltend, dass in der aktuellen Forderperiode zu wenig auf die
Krise des Journalismus oder auf Menschen mit Behinderungen eingegangen worden
sei.

Die Beibehaltung der drei bestehenden Handlungsachsen der Kulturpolitik (kulturelle
Teilhabe, gesellschaftlicher Zusammenhalt sowie Kreation und Innovation) fand, gerade
im Sinne der angestrebten Kontinuitat und Verlasslichkeit, ebenfalls breite Zustimmung.
Auch der in diesem Zusammenhang neu eingefihrte Akzent der «Digitalisierung» wurde
mehrheitlich beflrwortet, wenn auch vereinzelt mit Bedenken: Wahrend einige
Rickmeldungen das Fehlen einer umfassenden Digitalisierungsstrategie bemangelten
und fur mehr Kohéarenz in diesem Bereich eine solche auch explizit forderten, kam von
Seiten des SSV und der SAB die Forderung nach einer vorrangigen Evaluation der bereits
getroffenen Massnahmen. Organisationen wie der SBVV oder die SKKB beflrworteten
den Akzent auf der Digitalisierung, ermahnten aber zugleich, dass dieser nicht zu Lasten
der analogen und physischen Objekte gehen durfe. Lediglich die SVP stand dem Akzent
auf der Digitalisierung ganzlich ablehnend gegentber, da die Digitalisierung ihrem
Befinden nach «mit Kultur weder direkt noch indirekt» etwas zu tun habe.

Die zwolf Massnahmen zur Weiterentwicklung der Kultur wurden tberwiegend positiv
beurteilt, wobei zu einzelnen Massnahmen kritische Téne bzw. Anpassungsvorschlage
geaussert wurden: Wéahrend die Ansatze zur Chancengleichheit von Frauen und
Mannern im Kulturbereich, zur Kunstvermittlung oder zu den Halteplatzen fur Jenische,
Sinti und Roma sowie nationale und internationale Austausch- und
Kooperationsbestrebungen von allen Teilnehmenden beflirwortet wurden, gab es bei
der Entwicklung der musikalischen Bildung einzelne Einwande. Auch wenn die Mehrheit
die Stérkung des Programms «Jugend und Musik» beflrwortete, monierte der Kanton
Waadt die Qualitétsanforderungen des Programms und stellte das Modell der
Talentforderung («Talentkarte») in Frage; andere Kantone sowie Organisationen
hingegen forderten die Berlcksichtigung kantonaler Talentférderungsprogramme, um
eine Koordination zu ermoglichen. Grosse Vorbehalte seitens einer Mehrheit der
Teilnehmenden bestanden hingegen bei den vorgeschlagenen Massnahmen zur
Baukultur, trotz grundsatzlicher Zustimmung zum «Konzept Baukultur». Eine Mehrheit
der Kantone sowie die SAGW und die EDK betonten, dass die neue Strategie zur
Forderung der Baukultur - diese wird voraussichtlich Anfang 2020 vom Bundesrat
verabschiedet werden - nicht zu Lasten der Aufgaben in den Bereichen Kulturerbe,
Archéologie und Denkmalpflege gehen dirfte. Teilnehmende aus den Bereichen der
Denkmalpflege und der Architektur bemangelten, dass die geplante Strategie
ausschliesslich zur Starkung der zeitgendssischen Baukultur diene.

Die Revision des Filmgesetzes (FiG) wurde kontrovers beurteilt: Wahrend samtliche
Kantone und die Mehrheit der Parteien sowie Kulturverbénde die neu vorgeschlagenen
Verpflichtungen fir Online-Filmeanbieter (Investitionspflicht und Quote fir
européische Filme) beflirworteten, pladierte die SRG flur eine Ausdehnung der
Investitionspflicht auf auslandische Veranstalter mit Werbefenstern in der Schweiz. Die
FDP, die SVP, der Schweizerische Gewerbeverband sowie Vertretungen der
Telekommunikationsbranche lehnten die Neuerungen génzlich ab, schlossen gar ein
diesbezlgliches Referendum nicht aus. Die Kritiker monierten die mangelnde
Verfassungskonformitdt  einer solchen Ausdehnung und bezweifelten die
Durchsetzbarkeit der neuen Verpflichtungen gegeniber Unternehmen mit Sitz im
Ausland, was zu einer Benachteiligung der inlandischen Konkurrenz fuhren kénne. Die
FDP nahm, nebst dem Kanton Zirich, dem Stadteverband und der Arbeitsgemeinschaft
fur die Berggebiete, auch eine ablehnende Haltung gegeniber dem vorgesehenen
Ausschluss kommerziell tatiger Unternehmen von der Filmkulturférderung ein, wahrend
diese Massnahme von den restlichen 25 Kantonen sowie der BDP, der CVP, der GP und
der SP durchaus begrusst wurde.

Die vom Bundesrat zur Umsetzung der Kulturpolitik beantragten Finanzmittel betrugen
insgesamt CHF 942.8 Mio., was einer Mittelaufstockung von rund CHF 35.4 Mio. bzw.
einem Wachstum von durchschnittlich 2.9 Prozent pro Jahr entspricht (einschliesslich
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einer Teuerung von 1 Prozent). Diese Werte stiessen bei der CVP und dem SGV auf
ungeteilte Zustimmung, wurden aber wiederum von der FDP, der SVP und dem
Gewerbeverband als zu hoch erachtet. Eine grosse Mehrheit begrisste zwar die
vorgesehene Mittelaufstockung, beantragte aber zugleich eine Erhdhung des
Gesamtfinanzrahmens.

Im Rahmen weiterer vorgeschlagener Gesetzesanpassungen gab einzig die vorgesehene
Streichung der Kulturabgeltung an die Stadt Bern zu reden: GP, SP, der Stadteverband,
diverse Kulturverbande sowie die Kantone Basel-Landschaft, Solothurn und
offensichtlich der Kanton Bern lehnten diese Massnahme deutlich ab. ?

1) BBI, 2015, S. 497 ff.; Medienmitteilung BAK, 28.11.14; AZ, NZZ, 29.11.14; LT, 24.12.14
2) Faktenblatt zu den wichtigsten Neuerungen; Vernehmlassungsbericht; AZ, Bund, NZZ, TG, 31.5.19; NZZ, 12.6., 25.6.19; SGR,
TZ,20.9.19; SGL, 23.9.19; Bund, 26.9.19; TA, 17.10.19; NZZ, 28.10.19
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